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Mit einem Ausländer verheiratet:
Binationale Probleme
Vor zwei Jahren gründeten e/n paar betroffene
Frauen d/'e "/nferessengeme/nscbaff der m/f
Aus/ändern verbe/'rafefen Scbwe/zer/nnen»
(7ASJ. Denn was we/e n/cbf w/'ssen: l/Venn e/n
Schweizer e/ne Aus/änder/'n he/rafef, w/rd d/'e-
se aufomaf/scb Schwe/zer/n, es g/'bf d/esfoe-
züg//cb ke/ne Prob/eme. /m umgekehrten Fa//
dagegen, wenn a/so e/ne Schwe/zer/n e/'nen
Aus/ander ehe//'chf, w/'rd das Paar, drasf/scb
ausgedrückt, m/f d/Versen ßenachfe/7/gungen
sozusagen bestraft, /m fo/genden Arf/ke/ um-
re/'ssen Frau Dor/s Teob und Frau /War/anne
Osman den Prob/emkomp/ex, m/f dem s/'cb e/-
ne b/naf/ona/e Fhe konfronf/erf s/'eht. /n d/esem
Zusammenhang se/ daran er/nnerf, dass das
Scbwe/zer Vo/k am 6. Jun/ über das neue /Aus-

/ändergesefz afosf/'mmf, das den m/f /Aus/än-
dem verhe/'ratefen Schwe/zer/'nnen wen/g-
sfens /'n e/'nem Punkt - aufomaf/'scbe W/'eder-

/assungsbew/7//gung für den Partner - Er/e/ch-
ferung br/ngf. L/nser Dach\/erband, der zur
Vernehm/assung e/nge/aden war, w/e auch
der Vorstand der Akf/Ven Sfaafsbürger/nnen
empf/eh/f für d/'ese Vor/age e/n J/A. W/r irerwe/-
sen auch auf unsere Veransfa/fung irom 27.
/Wa/ fs/ehe Se/te 7J.

Die Annahme des Gleichberechtigungsartikels
im Juni 1981 war für die mit einem Ausländer
verheiratete Schweizerin von ganz besonderer
Bedeutung, hofft sie doch, dass dadurch einige
der sie betreffenden Benachteiligungen ausge-
merzt werden können. Die zweifache Benach-
teiligung, dereine Schweizerin unterworfen ist,
ist auf die ungleiche Behandlung von Mann und
Frau und auf den Ausländerstatus ihres Ehe-

gatten zurückzuführen. Da gemäss Gesetz im-
mer noch der Ehemann das Oberhaupt der Fa-
milie ist und er gegen aussen die Familie vertritt

und folgedessen Entscheidungen trifft und Ver-
träge abschliesst, wird die Familie unweigerlich
benachteiligt, wenn eben dieses Oberhaupt
Ausländer ist und somit einschränkenden Be-
Stimmungen unterstellt ist.

Das ANAG (Bundesgesetz über Aufenthalt und
Niederlassung der Ausländer vom 26. 3. 1931
welchem alle Ausländer unterstellt sind, regelt
die Bedingungen des Aufenthaltes; es sieht
drei Bewilligungsarten vor:
Sa/sonn/er (Ausweis A): Der Ausländer darf
sich nicht länger als 9 Monate pro Jahr in der
Schweiz aufhalten. Stellen- und Berufswechsel
werden in der Regel nicht bewilligt. Familien-
nachzug ist nicht möglich. Der Saisonnier, der
innert 4 Jahren während 36 Monaten in der
Schweiz gearbeitet hat, erhält Anspruch auf ei-
ne Jahresaufenthaltsbewilligung.
Jabresaufentba/fer (Ausweis B): Der Ausländer
erhält eine Aufenthalts-/Arbeitsbewilligung, die
stets befristet ist und längstens für die Dauer ei-
nes Jahres ausgestellt wird. Stellen- und Be-
rufswechsel sind bewilligungspflichtig und im
ersten Aufenthaltsjahr in der Regel nicht ge-
stattet. Die Dauer der Bewilligung richtet sich
nach dem Zweck und der Lage des Arbeits-
marktes.

At/ederge/assene/- (Ausweis C): Nach 10jähri-
gern ununterbrochenem Aufenthalt in der
Schweiz erhält der Ausländer die Niederlas-
sungsbewilligung, welche unbefristet ist; nur
der Ausweis wird der Kontrolle halber befristet.
Dies zur Überprüfung, ob der Ausländer noch
im Besitze gültiger Fleimatpapiere ist. Vor der
Erteilung der Niederlassungsbewilligung wird
das Verhalten des Ausländers eingehend ge-
prüft. Bei Ländern, mit denen die Schweiz Nie-
derlassungsverträge abgeschlossen hat (z. B.

Holland, England), verkürzt sich die 10jährige
Wartefrist auf 5 Jahre. Die Erwerbstätigkeit ist



keiner fremdenpolizeilichen Beschränkung un-
terstellt.

Heiratet eine Schweizerin einen Ausländer, so
erhält er Ausweis B. Aber auch ein seit vielen
Jahren mit einer Schweizerin verheirateter
Ausländer, der mit seiner Familie neu in die
Schweiz einreist, wird erst einmal Jahresauf-
enthalter, wenn er beabsichtigt, sich dauernd in
der Schweiz niederzulassen. Als besondere
Erleichterung wird allen ausländischen Ehe-
männern nach 5 Jahren ununterbrochenem
und ordnungsgemässem Aufenthalt in der
Schweiz die Niederlassung erteilt; also auch je-
nen, mit deren Heimatstaat die Schweiz keinen
Staatsvertrag abgeschlossen hat. Ferner un-
terstehen ausländische Ehemänner nicht der
Kontingentierung der Fremdarbeiter. Ein An-
recht auf eine Aufenthaitsbewilligung besteht
jedoch nicht; sie wird dem ausländischen Ehe-
mann praxisgemäss erteilt. Die Aufenthaitsbe-
willigung gilt stets nur für den Kanton, in dem
sie ausgestellt ist. Jeder Stellen- und Berufs-
Wechsel bleibt bewilligungspflichtig. Eine Ver-
längerung der für höchstens ein Jahr gültigen
Aufenthaltsbewilligung hängt auch vom «Wohl-
verhalten» des Ausländers ab.

Um nach 5 Jahren die Niederlassungsbewilli-
gung zu erhalten, darf die Familie keinen Un-
terbruch des Aufenthaltes in der Schweiz ris-
kieren, weil sonst die Frist neu zu laufen an-
fängt. Sogar nach Erhalt der Niederlassung
darf der Ausländer keinen Unterbruch von
mehr als 6 Monaten - in besonderen Fällen gibt
es Spezialerlaubnis bis zu höchstens 2 Jahren

- aufweisen, ansonst er seine Niederlassungs-
bewilligung verliert und nach Rückkehr in die
Schweiz wieder Aufenthalter wird. Ein auslän-
discher Ehemann muss sich deshalb beispiels-
weise eine Versetzung ins Ausland durch sei-
nen schweizerischen Arbeitgeber gut überle-
gen.

Selbst Behörden wissen nicht Bescheid
Durchschnittsbürger wissen über all diese Be-
Stimmungen kaum genau Bescheid. Es ist dar-
um nicht verwunderlich, dass viele Arbeitgeber
davor zurückschrecken, einen Ausländer ein-
zustellen, bedeutet die Anstellung doch auch
eine zusätzliche Belastung ihrer Administra-
tion. Zusätzlich sind sie sehr skeptisch, jeman-
den einzustellen, der weder schweizerische Di-
plome noch schweizerische Referenzen vor-
weisen kann.
Auch die neu verheiratete oder wieder in die
Schweiz zurückgekehrte Schweizerin kennt
sich mit den Vorschriften kaum aus. Da auch
ihr Bekanntenkreis ihr meistens nicht weiterhel-
fen kann, muss sie sich bei den Behörden infor-
mieren. Leider mangelt es auch da oft an kon-
kreter Information. Behördenvertreter sind viel-
fach ausserstande, kompetent Auskunft zu er-
teilen. Für die Betroffenen können Fehlinforma-
tionen jedoch weitreichende Folgen haben.
Auch heute noch gibt es kantonale Behörden,
die behaupten, dass die Erteilung einer Ar-
beitsbewilligung für ausländische Ehemänner
von der Kontingentszuteilung und von der Ar-
beitsmarktlage abhänge, obwohl die Verord-
nung des Bundesrates vom 22. 10. 1980 über
die Zulassungsbegrenzung die Ehemänner
von Schweizerinnen ausdrücklich von diesen
Vorschriften ausklammert.

Es ist darum verständlich, wenn bei den Betraf-
fenen eine grosse Rechtsunsicherheit
herrscht, die sie sehr belastet, liegt doch die
Rechtsanwendung weitgehend im Ermessen
der kantonalen Behörden. Sie fühlen sich aus-
geliefert und abhängig. Es genügt dann oft,
wenn ein einzelner Beamter seine persönliche
Meinung über Ausländer oder binationale Ehen
kundtut, um bei den Betroffenen zuerst Wut
und dann eine schleichende Angst hervorzuru-
fen.
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Angst zieht sich überhaupt wie ein roter Faden
durch die Gespräche mit national gemischten
Paaren: Angst etwas zu sagen oder zu tun, was
später bei der Erteilung der Niederlassung oder
bei der Einbürgerung negativ verwendet wer-
den könnte. Die Angst des ausländischen Ehe-
mannes, die frei geäusserte Meinung seiner
Schweizer Frau könnte ihm negative Konse-
quenzen einbringen...
Es ist jedoch nicht nur die unsichere Rechts-
Stellung, die binationale Ehepaare belastet.
Auch im sozialen und gesellschaftlichen Be-
reich bekommen sie immer wieder zu spüren,

dass Ausländer auf einer andern Stufe zu Flau-
se sind als Schweizer. Dies äussert sich bei der
Wohnungssuche, Arbeitssuche, im Bekannten-
kreis der Ehefrau, oder gar in der Familie. Zu-
dem kämpft der Ehemann mit Sprachproble-
men, ist abhängig von seiner Frau, wird leicht
isoliert.
Binationale Ehen gehen eher in die Brüche,
sagt die Statistik. Sie sagt allerdings nicht war-
um. In der Regel begnügt man sich, diese
Scheidungen mit dem Mentalitätsunterschied
zu begründen. Untersuchungen oder Literatur
zu diesem Thema gibt es praktisch keine. Er-

Heiraten eines Schweizers mit einer
Von 100
Schweizern Heiraten einer Schweizerin mit einem

Von 1000
Schweize-
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Fran-
çais

Ita-
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andern
Aus-
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des
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1960 2 088 1 193 520 1 041 420 150 649 285 134 764 354 68
1962 1 924 995 515 895 505 137 831 323 169 1 125 481 88
1963 1 929 809 514 833 532 133 867 332 186 1 062 546 90
1964 1 814 787 545 715 622 128 923 399 247 1 179 595 99
1965 1 730 675 572 671 670 120 907 373 303 1 315 628 100
1966 1 585 636 533 655 681 114 906 379 286 1 245 580 96
1967 1 409 547 618 610 763 106 902 403 317 1 255 568 94
1968 1 241 517 638 593 880 102 833 375 280 1 343 558 91

1969 1 159 527 648 584 1 005 102 844 343 321 1 306 654 91
1970 1 133 487 713 524 1 117 102 760 359 317 1 326 653 89
1971 1 040 452 732 550 1 216 107 638 326 337 1 222 668 87
1972 972 448 643 529 1 379 110 568 286 303 1 236 650 87
1973 860 376 731 510 1 320 112 494 240 274 1 196 681 87
1974 811 372 683 514 1 456 120 436 193 278 1 167 737 90
1975 761 318 684 492 1 501 126 391 189 241 1 109 713 92
1976 704 268 557 456 1 406 122 306 157 192 868 629 81

1977 687 262 565 447 1 327 114 320 163 184 854 675 79
1978 667 270 548 408 1 343 115 291 134 173 831 702 79
1979 695 266 562 477 1 468 116 324 140 191 802 703 76
1980 712 265 602 455 1 652 118 304 155 170 885 879 80
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staunlich ist, dass bedeutend mehr Schweizer
Ausländerinnen heiraten, und dass deren
Scheidungsrate prozentual noch höher liegt als
jene der Schweizerinnen, die einen Ausländer
heiraten.

Bürgerinnen erster und zweiter Klasse
Das Kind einer schweizerischen Mutter und ih-
res ausländischen Ehemannes erwirbt auto-
matisch das Kantons- und Gemeindebürger-
recht der Mutter und damit das Schweizerbür-
gerrecht, wenn die Mutter von Abstammung
Schweizer Bürgerin ist und die Eltern zur Zeit
der Geburt in der Schweiz ihren Wohnsitz ha-
ben. Diese Regelung schafft Schweizer Bürge-
rinnen erster und zweiter Klasse, nämlich ge-
bürtige Schweizerinnen und eingebürgerte.
Beim Schweizer Mann macht man diesen Un-
terschied nicht. Auch als Eingebürgerter darf er
das Schweizerbürgerrecht in jedem Fall, unab-
hängig von seinem Wohnsitz weitergeben.
Das Kind eines Schweizers und einer Auslän-
derin kann das Schweizer Bürgerrecht in jedem
Fall erwerben. So ist z. B. ein in dritter Genera-
tion im Ausland wohnhafter Schweizer trotz
ausländischen Ahnfrauen immer noch Schwei-
zer und kann sich wieder in der Schweiz nie-
derlassen, obwohl er möglicherweise die
Schweiz nur noch vom Hörensagen kennt.

Der Erwerb des Schweizer Passes ist keine
Gewähr, dass man ihn auch immer behält. Hei-
ratet z. B. die ledige Mutter nachträglich den
ausländischen Kindsvater, so verliert das Kind
das Schweizerbürgerrecht, wenn der Vater
zum Zeitpunkt der Geburt keinen festen Wohn-
sitz in der Schweiz hatte. Diese Regelung ist
der Vervollständigung der Familie nicht gerade
förderlich.
Ungewollte Auswirkungen kann aber auch die
Versetzung ins Ausland eines mit einer
Schweizerin verheirateten Ausländers durch

den schweizerischen Arbeitgeber haben, wenn
die Ehefrau während dieser Auslandzeit ein
Kind zur Welt bringt. Dieses Kind wird ebenfalls
nicht die schweizerische Staatsbürgerschaft
erhalten.
Es ist zu hoffen, dass die Revision des Bürger-
rechts keine neuen Ungleichheiten hervor-
bringt.
Das Bundesgesetz über Erwerb und Verlust
des Schweizer Bürgerrechts sieht vor, dass
ausländische Ehemänner bereits nach 6 Jah-
ren Wohnsitz in der Schweiz (anstatt den übli-
chen 12 Jahren) den Antrag zur Einbürgerung
stellen dürfen. Mit dem Antrag setzt sich ein
länger dauerndes Verfahren durch die Instan-
zen in Gang. Nachdem die Behörden ihren Se-
gen zur Einbürgerung gegeben haben, müssen
die Bürger an der Bürgerversammlung noch ih-
re Zustimmung geben. Die Einbürgerungsge-
bühr richtet sich nach den Vermögensverhält-
nissen, wobei das Einkommen der schweizeri-
sehen Ehefrau vielerorts ebenfalls in Betracht
gezogen wird. Dagegen erwirbt die ausländi-
sehe Frau durch Eheschliessung mit einem
Schweizer das Schweizerbürgerrecht automa-
tisch.

Einbürgerungen von ausländischen Ehemän-
nern sind keineswegs immer unproblematisch.
Auch hier ist die Familie von Behörden abhän-
gig und manchmal auch ihrer Willkür ausge-
setzt. So kann sich z. B. der Gemeinderat ge-
gen eine Einbürgerung stellen, obwohl der übli-
che Besuch daheim von Polizeibeamten befrie-
digend abgelaufen ist, die Versicherungen,
Sparbücher und abonnierten Zeitschriften usw.
notiert und die Prüfung in Staatskunde abge-
legt und bestanden wurde. Oft sind die Begrün-
düngen für eine Ablehnung mehr als faden-
scheinig. Die Einbürgerung bedeutet für viele
eine unnötige Demütigung und Spiessruten-
lauf.
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«Berufsverbot» für Akademiker
Die einschneidenste Benachteiligung, die nicht
auf das ANAG zurückzuführen ist, ist zweifellos
die den Schweizern vorbehaltene freie Berufs-
ausübung (z. B. Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte,
Apotheker, Anwälte usw.). So ist es heute aus-
ländischen Ehemännern trotz anerkannten
Qualitfikationen nicht möglich, z. B. im medizi-
nischen Bereich Praxisbewilligungen und in ge-
wissen Kantonen Arbeitsbewilligungen - sogar
von kurzer Dauer - zu erhalten.
Diese Situation ist einerseits bedingt durch die
Nichtzulassung von Ausländern zu den eidge-
nössischen Medizinalprüfungen und ander-
seits durch das für die freie Berufsausübung
von den Kantonen vorausgesetzte eidgenössi-
sehe Diplom. So kommt es vor, dass ausländi-
sehe Ehemänner in der Schweiz studiert und
doktoriert haben, jedoch ohne die Möglichkeit,
ihren Beruf ausüben zu können.
Diese Vorschriften treffen die schweizerische
Familie des Ausländers ganz besonders hart.
Denn für sie gibt es keine Ausnahmeregelung.
Mit solchen Bestimmungen wird der Familie
vielfach die Existenzgrundlage entzogen und
ein normales Leben verunmöglicht. Nicht sei-
ten ist sie darum gezwungen, die Schweiz zu
verlassen, da eine Umschulung des Eheman-
nes aus finanziellen Gründen nicht möglich ist
oder weil sie sich in fortgeschrittenem Alter zu-
nehmend schwieriger gestaltet. Ganz beson-
ders tragisch wirkt sich diese Regelung für jene
Familien aus, die aus politischen oder familiä-
ren Gründen nicht mehr auswandern können.

Probleme mit der AHV
Da die AHV die Gleichstellung der Geschlech-
ter noch nicht verwirklicht hat, läuft die Schwei-
zerin, die einen Ausländer heiratet, weiterhin
Gefahr, im AHV-Alter benachteiligt zu werden.
Wenn Ehemänner Lücken bei den AHV-Bei-

tragsjahren aufweisen - was bei Ausländern oft
der Fall ist, weil sie nicht alle Jahre ihrer Er-
werbstätigkeit in der Schweiz verbrachten oder
keine Abkommen zwischen der Schweiz und
dem Heimatstaat des Ehemannes bestehen -
werden später beim Rentenbezug deren Ehe-
trauen unter Umständen arg benachteiligt. So-
wohl die Ehepaar-Altersrente als auch die Hin-
terbliebenen-Renten werden gekürzt. Eine voll-
ständige Beitragsdauer der Ehefrau korrigiert
die Schlechterstellung nicht.
Bei der Berechnung der Ehepaar-Rente wird
auf das durchschnittliche Einkommen des Ehe-
mannes abgestellt. Zwar wird vor und während
der Ehe erzieltes Fraueneinkommen hinzuge-
rechnet, nur die Zahl der Beitragsjahre des
Mannes aber fällt in Betracht. Lücken in den
Beitragsjahren ermöglichen darum nur den Be-
zug einer Teilrente.
Die Hinterlassenen-Renten berechnen sich
ebenfalls nach demselben Prinzip wie die Ehe-

Ob /<urz oc/er /ang
auf ben /-/aarsebn/'tt
/commf es an.

Spez/'a/-Damensa/on
Co/'ffure-Sfub/'o Zub/'
A/e//y Zuberbub/er
E/dg. d/p/. Co/ffeuse, FacWe/?red/7
8003 Zür/c/?, Zenfra/sfrasse 76

Te/efon 337623, 33 84 M
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//\S-KonfaAtac/resse

/nferessengeme/nscfraft der m/'f
/Aus/ändern verde/ratefen Sc/iwe/-
zer/'nnen, Postfac/? 288, 8025 Zd-
r/cd.

paar-Altersrente; auch hier kann keine Vollren-
te bezogen werden.
Liegen die Verhältnisse umgekehrt, verfügt der
Mann über eine vollständige Beitragsdauer und
heiratet beispielsweise eine vor kurzem einge-
reiste Ausländerin, können deren Beiträge trotz
fehlenden Beitragsjahren die Berechnungs-
grundlagen für die Ehepaar-Rente so lange
verbessern, bis der Bezug einer Höchstrente
möglich ist. Der Schweizer profitiert also von
den Beiträgen seiner eingeheirateten Frau.

Keine Chancen für subventionierte
Wohnungen und Stipendien
Aufgrund der noch nicht überall verwirklichten
Gleichberechtigung von Mann und Frau erge-
ben sich für die mit einem Ausländer verheira-
tete Schweizerin im subventionierten Woh-
nungs- und Stipendiumswesen eher Benach-
teiligungen. So haben z. B. nicht niedergelas-
sene Ausländer vielerorts nicht die Möglichkeit,
in den Genuss einer subventionierten Woh-
nung zu gelangen. Dies ändert unter anderem
auch an der Tatsache nichts, dass die Ehefrau
und Kinder Schweizer Bürger sind. (Der Kan-
ton Zürich und die Stadt Zürich hat auf Beginn
dieses Jahres die Vorschriften im Wohnungs-
wesen weitgehend an die Gleichstellung von
Mann und Frau angepasst.)
Im Stipendiumswesen ist die Gleichstellung
von Mann und Frau noch nicht in allen Berei-
chen vollzogen. Grundsätzlich sind Schweizer

Bürger, im Kanton niedergelassene Ausländer
sowie Flüchtlinge und Staatenlose im Kanton
stipendienberechtigt. Jahresaufenthalter ha-
ben keinen Anspruch auf Unterstützung.
Eine Ausländerin, die einen Schweizer heiratet,
wird durch den Erwerb des Schweizer Bürger-
rechts stipendienberechtigt.
Ein bezugsberechtigter, verheirateter Schwei-
zer kann Maximalbeiträge für seine nicht er-
werbstätige Ehefrau erhalten. Einer Schweize-
rin hingegen werden diese Zuschläge für ihren
nicht erwerbstätigen/stipendienberechtigten
(ausländischen) Ehemann nicht erteilt.

Hoffnungen
Der Bundesrat hat vor Ostern die Vorlage be-
treffend Bürgerrecht an die eidgenössischen
Räte verabschiedet, wonach die Kinder von
Schweizerinnen, die mit Ausländern verheira-
tet sind, das Bürgerrecht ebenso automatisch
erhalten sollen, wie jene von mit Ausländerin-
nen verheirateten Schweizern. Diese Neurege-
lung will der Bundesrat durch eine Verfas-
sungsänderung verwirklichen und wird somit
schlussendlich dem Volk unterbreitet werden.
Die Notwendigkeit einer Verfassungsänderung
war sehr umstritten. In einer Expertise kamen
verschiedene Kapazitäten zum Schluss, dass
die Weitergabe des Schweizer Bürgerrechts
mittels einer Gesetzesänderung eingeführt
werden könnte. Der Nationalrat entschied sich
jedoch für eine Verfassungsänderung und die
Ständeratskommission stellte die Behandlung
dieses Geschäftes zurück, bis die Vorlage des
Bundesrates vorliegt.
Der Bundesrat möchte ebenfalls eine einheitli-
che Regelung inbezug auf das Bürgerrecht der
ausländischen Ehegatten einführen. Während
bis jetzt die Ausländerin bei ihrer Heirat mit ei-
nem Schweizer automatisch das Schweizer
Bürgerrecht erwarb, soll in Zukunft die auslän-
dische Gattin eine Wartefrist einhalten müssen,
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wie dies beim ausländischen Ehemann einer
Schweizerin der Fall ist, welcher sich heute ei-
ner ordentlichen Einbürgerung unterziehen
muss.

Wenigstens die Niederlassung
Am 6. Juni 1982 wird das Schweizer Stimmvolk
über die Annahme des neuen Ausländergeset-
zes entscheiden. Das neue Gesetz enthält kla-
rer definierte Bestimmungen und gibt einen
besseren Überblick. Vor allem aber räumt es
dem Ausländer auch gewisse Rechte ein und
überlässt nicht mehr alles dem Ermessen der
jeweiligen kantonalen Behörde.
Was bringt es dem ausländischen Ehemann
und seiner Schweizer Familie? - Schlicht und
einfach: die Niederlassung von Anbeginn
schweizerischer Wohnsitznahme oder der Ver-
heiratung, ohne diese während 5 Jahren «ver-
dienen» zu müssen.
Für die Betroffenen bedeutet diese rechtliche
Besserstellung die Befreiung von einer grossen
Last.
Dor/'s 7eob-Länz//'nger
/Wananne Osman-Lüscber

In eigener Sache
Natürlich wissen Sie es längst: Kein Stimm-
recht für die Appenzellerinnen, hat am 25. April
die Landsgemeinde entschieden. Es wäre al-
lerdings fahrlässig anzunehmen, in den «fort-
schritflicheren» Kantonen, also beispielsweise
in Zürich könnten Frauen glücklich und getrost
die Hände in den Schoss legen, weil für uns al-
les zum Besten bestellt sei. Weit gefehlt. Ein
unspektakuläres, aber ärgerliches Beispiel aus
dem Alltag finden Sie auf Seite 12ff.

Unsere Generalversammlung vom 30. März
war- Hedi Lang sei's herzlich gedankt-ein Er-

folg. Man darf tatsächlich von einem Besucher-
andrang reden. Und schon während des ge-
schäftlichen Teils war die Stimmung gut, bis-
weilen fast euphorisch. Als die Erhöhung des
Mitgliederbeitrags diskutiert wurde, votierten
mehrere Teilnehmerinnen sogar für ein rigoro-
seres Anheben. Beschlossen wurde eine Ver-
teuerung um zehn Franken. Der neue jährliche
Vereinsbeitrag für Einzelmitglieder beträgt
demnach Fr. 45.—, für AHV-Bezügerinnen
Fr. 40.— und für Ehepaare Fr. 50.—. Auf Ro-
sen gebettet sind wir leider weiterhin nicht. Mit
der Beitragserhöhung können wir nur knapp
unsere Bilanz ausgleichen. Wir sind weiterhin
auf Ihre Grosszügigkeit angewiesen - und auf
mehr Mitglieder!

Wer sich für den Jahresbericht 1981 interes-
siert, erhält ein - auf Wunsch sogar signiertes -
Exemplar bei unserer verdienten Präsidentin
Justine Tanner (Weinbergstrasse 85, 8006 Zü-
rieh).

Wir danken
den zurückgetretenen Vorstandsmitgliedern
/Wargr/'f Saumann und He/d/ Hofmann herz-
lieh für ihr vieljähriges Engagement in unse-
rem Verein. Ein zusätzliches Merci gebührt
Frau Baumann dafür, dass sie von 1976 bis
1978 als Präsidentin amtete. Aus dem Vor-
stand verabschiedet hat sich auch C/aud/a
Depuoz, die uns von 1978 bis 1981 präsi-
dierte.
Als neu gewählte Vorstandsmitglieder konn-
ten an der Generalversammlung vom 30.
März folgende Frauen begrüsst werden:
Edith Aschwanden, Bernadette Epprecht-
Fleischli, Renate Fässler-Balestra und Elisa-
beth Hallauer-Mager. Herzlich willkommen!
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